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Einleitung: Feministische Perspektiven auf Ambivalenzen 
des Sozialstaats

AGNES BLOME. JULIA LEPPERHOFF

Ambivalenzen, Inkohärenzen, Paradoxien und tradeoffs sind seit geraumer Zeit 
Begriffe, um Geschlechter- und andere Ungleichheitsverhältnisse im (sich transfor-
mierenden) Sozialstaat1 zu diskutieren (Mandel/Semyonov 2006; Pettit/Hook 2009; 
Brady/Bostic 2015; Brady/Blome/Kmec 2020). Hintergrund hierfür ist zum einen 
die wachsende Bedeutung neuer sozialer Ungleichheiten und Risiken, die durch ver-
änderte Arbeitsmärkte, demografische Entwicklungen, globale Migrationsprozesse 
und einen Wandel der Familienverhältnisse entstehen. Ebenso bedeutsam sind zum 
anderen modifizierte, sich teils widersprechende sozialpolitische Anreizstrukturen 
bei verharrenden traditionellen (Geschlechter-)Normen sowie diversifizierte Inte-
ressen, neue Konfliktlinien und Akteurskonstellationen, welche die Reformen und 
die Ausgestaltung von Sozialstaaten prägen. Der Schwerpunkt nimmt diese Ent-
wicklungen zum Anlass, um nach den Ursachen und Auswirkungen sozialstaatlicher 
Entwicklungen aus einer Gender-Perspektive2 zu fragen. Er versammelt Beiträge, 
die aktuelle Debatten um sozialstaatliche Transformationen und ihre Relevanz für 
geschlechtliche, aber auch weitere Differenzverhältnisse behandeln und aus einer 
intersektionalen und internationalen Perspektive beleuchten. Im Folgenden blicken 
wir zunächst zurück auf die Ursprünge feministischer Wohlfahrtsstaatsforschung 
und deren bis in die Gegenwart relevant gebliebenen Fragen und Themen. Fokus 
ist hier die Perspektive auf Deutschland. Anschließend stellen wir die Beiträge des 
Schwerpunkts vor.

Entwicklungslinien feministischer Sozialstaatsforschung 

In frühen feministischen Arbeiten wird der Sozialstaat als wesentliches Instrument 
patriarchaler Herrschaft kritisiert, dessen Regulierungen direkte ehebezogene und 
familiäre Abhängigkeiten ablösen. Im Zuge dessen entstehen feministische Analy-
sen, welche die Lebenslagen von Frauen in den Mittelpunkt stellen und diese im 
Kontext einer Alleinzuständigkeit für die unbezahlte Arbeit in Privathaushalten und 
der damit systematisch verknüpften Schlechterstellung am Erwerbsarbeitsmarkt 
und in der sozialen Sicherung untersuchen. Der so verstandene „weibliche Lebens-

https://doi.org/10.3224/feminapolitica.v33i2.02

SCHWERPUNKT



GENDER UND SOZIALSTAATLICHE TRANSFORMATIONEN

10 FEMINA POLITICA 2 | 2024

zusammenhang“ (Prokop 1976) wird dabei als ein Ensemble geteilter, spezifischer 
Erfahrungen von Frauen, welche als in sich homogene Gruppe imaginiert werden, 
verstanden. 
Schon in den Anfängen der bundesdeutschen Frauenforschung werden die Kon-
struktion von über den vollzeiterwerbstätigen Ehemann abgeleiteten Rechten und 
die steuerliche Begünstigung von Ehegemeinschaften durch das Ehegattensplitting 
problematisiert (Gerhard/Schwarzer/Slupik 1988). Diese Konstruktion war (und ist) 
gerade für das System sozialer Sicherung in Westdeutschland prägend und wird als 
wesentliches Hindernis für Autonomie und gesellschaftliche Teilhabe von Frauen 
verstanden. Auch die gravierenden Folgen durch die Feminisierung von Armut werden 
in den 1980er Jahren erstmals umfassend herausgearbeitet (Kickbusch/Riedmüller 
1984; Riedmüller/Rodenstein 1989). Durch die Vereinigung von 1990 geraten zudem 
die Unterschiede der Sozial- und Geschlechterpolitiken in beiden deutschen Staaten 
in den Blick, welche die Bedeutung von differenten Politiken und Reform pfaden für 
die Ausgestaltung von Geschlechterverhältnissen unterstreichen (Hausen/Krell 1993; 
Nickel 1995; für postsozialistische Staaten Klenner/Leiber 2009). 
In der sich institutionalisierenden feministischen Politikwissenschaft erfolgt zu die-
sem Zeitpunkt eine differenzierte Hinwendung zur Staatlichkeit: Sie dekonstruiert 
nicht nur die Dualität von staatlicher und privater Sphäre sowie ihre Festschreibung 
als geschlechtlich hergestellt, sondern entwirft auch neue Verhältnisbestimmungen 
von Staat und Privatheit (Kerchner/Wilde 1997), deckt männerbündische Struk-
turen in Politik und Verwaltung auf (Kreisky 1992) und beleuchtet Geschlechter-
asymmetrien in sozialpolitisch relevanten Institutionen (für die Gewerkschaften 
Koch-Baumgarten 1999; Kurz-Scherf 1994). Zugleich entsteht ab den 1990er Jahren 
eine Vielzahl differenzierter feministischer Untersuchungen einzelner, geschlecht-
lich relevanter Politikfelder sozialstaatlichen Handelns. Diese werden in der Regel 
durch eine – implizit vielfach an der männlich geprägten Norm orientierten – Gleich-
stellungsperspektive geleitet, die einer ‚vollständigen‘ Integration von Frauen in die 
Erwerbsarbeit, einer umfassenden sozialen Infrastruktur sowie einer eigenständi-
gen sozialen Absicherung und Individualbesteuerung von Frauen einen zentralen 
Stellenwert beimisst. Zu nennen sind hier Analysen der Familien- und Pflegepoli-
tiken (stellvertretend für viele Bothfeld 2005; Leitner 2013; Auth 2017), in denen 
der Einfluss von Reformpolitiken auf die sozialpolitische Steuerung unentgeltlich 
geleisteter Sorgearbeit sowie auf die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorgearbeit 
vermessen wird. Darüber hinaus werden Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspoliti-
ken mit ihren Folgen für eine horizontale und vertikale Geschlechtersegregation, 
diskontinuierliche Erwerbsverläufe, die Dominanz von Teilzeitarbeit als ‚weibliches 
Normalarbeitsverhältnis‘3 und eine geringere Entlohnung von Frauen Gegenstand 
zahlreicher Arbeiten (stellvertretend für viele Auth 2002; Holst/Maier 1998; Kurz-
Scherf/Lepperhoff/Rudolph 2003; Scheele 2004).
Auch die vergleichende Wohlfahrtsstaatsforschung wird von der feministischen 
Forschung kritisch aufgegriffen (Ciccia/Sainsbury 2018). Dies gilt im Besonderen 
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für das Konzept der Wohlfahrtsstaatsregimes, nach dem sich einzelne Länder des 
Globalen Nordens idealtypisch als liberal, konservativ oder sozialdemokratisch or-
ganisierte Wohlfahrtsstaatsregime klassifizieren lassen (Esping-Andersen 1990). 
Geschlechterbezogene Revisionen bringen neue Typisierungen hervor, die teilweise 
quer zu der in der klassischen Regimeforschung vorgenommenen Klassifizierung 
liegen. Erkenntnisleitend ist dabei, in welchem Ausmaß soziale Ungleichheiten 
zwi schen Frauen und Männern hervorgebracht, reduziert oder stabilisiert werden 
(Lewis 1992; Lewis/Ostner 1994; Orloff 1993; Sainsbury 1997). In diesem Kontext 
wird nun einigen Wohlfahrtsstaaten ‚Frauenfreundlichkeit‘ zugesprochen; die nor-
dischen Staaten mit ihrer umfassenden Struktur sozialer Dienste und einer hohen 
Erwerbsbeteiligung von Frauen dienen dabei als Referenzfolie. Die Regimefor-
schung erfährt aber auch feministische Kritik. Ein hohes Maß an De-Kommodi-
fizierung, bei Esping-Andersen (1990) als Gütekriterium eines Sozialstaats vers-
tanden, bedeute für viele Frauen einen Ausschluss und eine Verschlechterung ihrer 
Situation, da gerade die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt ein zentrales Moment 
ihrer Emanzipation sei. Problematisiert wird zudem die unzureichende Dynamik, 
die in historischer Perspektive und vor dem Hintergrund der Unterschiede innerhalb 
eines Regimetyps erkennbar wird. Dies tritt beispielsweise in unterschiedlichen Pfa-
den des (De-)Familialismus mit spezifisch institutionalisierten Verteilungsmustern 
von Betreuungs- und Pflegetätigkeiten zutage (Kuller 2007; Leitner 2013; Saraceno/
Keck 2010; Zagel/Lohmann 2020). Im Kontext von Globalisierungsprozessen er-
scheinen Sozialstaaten des Globalen Nordens zudem auf neue Weise herausgefor-
dert und unter politischen Druck gesetzt, (vielfältige) Reformwege zu beschreiten. 
Dies korrespondiert in der Forschung einerseits mit einer Ausdifferenzierung des 
Ansatzes der Regimeforschung (Gottfried/Walby/Shire 2023; Hrast/Dobrotić 
2022), andererseits aber auch mit einer Hinwendung zu institutionalistischen und 
diskurstheoretischen Modellen beziehungsweise einer Kombination vielfältiger 
sozialstaatlicher Erklärungsansätze. Die (oftmals vergleichend angelegte) feminis-
tische Analyse des sozialstaatlichen Institutionenarrangements (stellvertretend für 
viele Kulawik 1999), welche die Beteiligung von organisierten Interessen, den Ein-
fluss von sozialen Bewegungen sowie formelle und informelle Mechanismen bei der 
Ausgestaltung der politischen Entscheidungsprozesse herausstellt, trägt dazu bei, 
dass hierarchische Geschlechterverhältnisse als ein strukturell verfestigtes Ergebnis 
sozialstaatlicher Politiken betrachtet werden können. Ergänzt werden diese durch 
wissens- und ideenbasierte Ansätze, die Aspekte von Policy-Lernen betonen (Both-
feld 2005; Blum 2012; Mätzke/Ostner 2010). Insgesamt zeigen die Analysen, dass 
Pfadabhängigkeiten und „eingefrorene“ Sozialstaaten (Esping-Andersen 1996, 
24; Palier 2006) nicht das vorherrschende Charakteristikum sozialstaatlicher Ent-
wicklungen bilden – weder in Deutschland noch in anderen konservativen Wohl-
fahrtsstaaten (Blome 2017). Das Ineinandergreifen von Geschlechterverhältnissen 
und Sozialstaat zeigt sich dementsprechend als ambivalent.
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Geschlechterpolitische Inkohärenzen im Sozialinvestitionsstaat

Seit der Jahrtausendwende avanciert der Sozialinvestitionsstaat4 verstärkt zum Ge-
genstand feministischer Forschung. Insbesondere durch die in der Europäischen 
Union forcierte Leitidee eines Zweiverdienermodells (Adult Worker Model) rückt 
die allgemeine Erwerbstätigkeit für alle Geschlechter in den Mittelpunkt. Damit wird 
nicht nur die Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt als zentrale Bedingung für daran 
geknüpfte Rechte und Leistungen festgeschrieben, sondern auch der soziale Status 
an die Idee eines eigenverantwortlichen, unabhängig handelnden und flexibilisierten 
Subjekts geknüpft. Die hierfür notwendige Beschäftigungsfähigkeit soll dement-
sprechend über Bildungs- und Gesundheitsförderung und eine zunehmend präven-
tive Ausrichtung von Sozialpolitiken hergestellt werden. Der einhellige Befund fe-
ministischer Forschung, dass die Erwerbszentrierung (nicht nur) in Deutschland in 
vielerlei Hinsicht deutlich verstärkt wird, geht mit der Aufarbeitung der sichtbar 
ambivalenten Wirkungen der Neuausrichtung sozialstaatlicher Paradigmen einher 
(unter anderen Auth/Buchholz/Janczyk 2010; Saraceno 2015; West/Blome/Lewis 
2020; Bothfeld/Rouault 2015). 
So lassen sich einerseits eine gewachsene Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt 
und damit verbundene Autonomiegewinne feststellen. Das für Deutschland kon-
statierte männlich geprägte Ernährermodell verliert nicht nur als normatives Leit-
bild, sondern sukzessive auch als empirische Realität für viele Frauen an Bedeutung 
(Lepperhoff/Scheele 2017). Andererseits steht die gewachsene Arbeitsmarktteilhabe 
anhaltenden und neuen geschlechterbezogenen Ungleichheiten am Arbeitsmarkt ge-
genüber, die durch die Verwobenheit verschiedener Ungleichheitsverhältnisse inner-
halb der Gruppe der Frauen und anderen geschlechtlich marginalisierten Menschen 
weitere Achsen der Ungleichheit zum Tragen bringen. Veränderungen des Arbeits-
marktes wie steigende Qualifikationsanforderungen, Digitalisierung, aber auch De-
regulierung und die abnehmende Bedeutung des Normalarbeitsverhältnisses führen 
zu unterschiedlicher Absicherung von gut qualifizierten, in den Arbeitsmarkt inte-
grierten Personen und gering qualifizierten, prekär beschäftigten Individuen. Die 
hohe Bedeutung solch prekärer und niedrig entlohnter Arbeitsverhältnisse für Ar-
mutsrisiken (Dackweiler/Rau/Schäfer 2020), die Zuschreibung von Arbeitslosigkeit 
als individuelles Versäumnis zum Beispiel von Alleinerziehenden (Duncan/Edwards 
2001) oder die Konstruktion von Bedarfsgemeinschaften in der Agenda 2010, die 
Individuen in Paarbeziehungen hinsichtlich der Anrechnung von Partner*innenein-
kommen und der Einstandspflichten diskriminiert (Berghahn/Wersig 2005), können 
als Verschärfung geschlechtlich-intersektionaler Ungleichheiten gedeutet werden. 
Die Ambivalenz gilt aber auch für die Ausrichtung der sozial- und familienpoliti-
schen Leistungen in Deutschland: Nach einer Phase der Austerität und einer Reka-
librierung des Sozialstaats um die Jahrtausendwende wurde in den letzten zwanzig 
Jahren mit einem Ausbau von Leistungen in zentralen Bereichen wie der Fami-
lien- und Vereinbarkeitspolitik (Elterngeld, Kindertagesbetreuung), der Arbeits-
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marktpolitik (Mindestlohn, Bürgergeld) oder auch im Rentensystem (‚Mütterrente‘) 
gleichstellungspolitisch nachjustiert. Die ausgeprägte Erwerbszentrierung ist jedoch 
einem Teil dieser neuen Leistungen unmittelbar eingeschrieben, etwa durch die Ein-
kommensabhängigkeit des Elterngelds und den für Mütter gesetzten Anreiz, mög-
lichst schnell eine Erwerbsarbeit (wieder-)aufzunehmen. Darüber hinaus werden 
durch den Erhalt der vergeschlechtlichten Grundstruktur des Steuer- und Versiche-
rungssystems (Ehegattensplitting, abgeleitete Rechte in der Sozialversicherung) wi-
dersprüchliche Anreize gesetzt, die das wohlfahrtsstaatliche Leistungsensemble aus 
gleichstellungspolitischer Perspektive insgesamt als inkohärent erscheinen lassen 
(Wersig 2013; Klammer 2017).
In zahlreichen Publikationen wird zudem mit dem sogenannten Matthäus-Effekt 
sozialinvestiver Maßnahmen argumentiert, nach dem besser gestellte Familien 
vom Ausbau der Vereinbarkeitspolitik mehr profitieren als Familien mit geringem 
Einkommen (Bonoli/Cantillon/Van Lancker 2017). Intersektionale Analysen pro-
blematisieren nicht zuletzt die Schwierigkeit, dass Ziele der Geschlechtergleich-
heit mit anderen Kategorien sozialer Gerechtigkeit in Konflikt geraten (Menke/
Klammer 2017). Die Einkommensbezogenheit des Elterngeldes und der Anreiz zur 
partnerschaftliche(re)n Aufteilung durch Partnermonate verringern beispielsweise 
die Einkommensungleichheit zwischen Frauen und Männern. Zugleich führen sie 
aber zur Verfestigung von Einkommensungleichheiten zwischen Familien mit un-
terschiedlicher ökonomischer Positionierung. Hinzukommt, dass gerade Familien 
mit geringem Einkommen durch wirtschaftliche Zwänge weniger frei in der Auftei-
lung der Elterngeldmonate sind als gutverdienende Paare mit zwei Einkommen. Mit 
dem Vorhaben des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) im Jahr 2023, die Einkommensgrenzen für den Bezug des Elterngeldes 
zu senken und Eltern mit einem hohen Jahreseinkommen von der Anspruchsbe-
rechtigung auszuschließen, gewann diese Thematik jüngst erneut Brisanz in der po-
litischen Öffentlichkeit (Peukert 2024). 
Politikwissenschaftliche Erklärungsansätze für diese teilweise widersprüchlichen 
Entwicklungen verweisen angesichts des dynamischen Wandels von Geschlechter-, 
Familien- und Erwerbsverhältnissen auf die gewachsene Multidimensionalität von 
Interessen und Akteurskoalitionen, die wiederum die Reformtätigkeit und damit 
die Möglichkeit beeinflussen, auf veränderte gesellschaftliche Risikostrukturen zu 
reagieren (Häusermann 2010; Häusermann 2018). Im Parteienwettbewerb würden 
soziokulturelle die sozio-ökonomischen Konfliktlinien ergänzen und beispielsweise 
konservative Parteien herausfordern, sich für sogenannte ‚Fraueninteressen‘ einzu-
setzen, um ihre Wählerschaft zu erweitern, während sozialdemokratische mit re-
chtspopulistischen Parteien um ihre klassische Klientel der Arbeiter*innen konkur-
rieren müssten. Diese Entwicklungen tragen zudem dazu bei, dass sozialstaatliche 
Transformationen häufig inkrementell und in Form von layering (neue Instrumente 
ergänzen bereits bestehende), conversion (bestehende Maßnahmen werden neu in-
terpretiert oder anders implementiert) oder drift (Regelungen bleiben formal beste-
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hen, aber ihre Wirkung ändert sich aufgrund veränderter Rahmenbedingungen) 
erfolgen (Streeck/Thelen 2005; Hacker 2005). Zwar kann durch diese graduellen 
Veränderungen transformativer Wandel entstehen; in vielen Fällen – selbst in Po-
litikfeldern, in denen es zu Pfadabweichungen kam wie in der Familien- und Ar-
beitsmarktpolitik Deutschlands – bleiben aber Maßnahmen bestehen, die sich wi-
dersprüchlich zu neu eingeführten Instrumenten verhalten (de la Porte et al. 2023). 
Etablierte Pfade zu verlassen und Politiken an veränderten geschlechterdemokra-
tischen sozialstaatlichen Leitbildern auszurichten, wird dadurch schwieriger. 

Krise der Sorgearbeit

Durch die stärkere Erwerbszentrierung des Sozialstaats hat sich auch der Druck auf 
die Sorgearbeit verschärft und zu neuen Ambivalenzen geführt. Saraceno (2015) 
und Jenson (2009) argumentieren, dass gerade der investive Sozialstaat mit seinem 
Fokus auf Aktivierung aller erwerbsfähiger Personen zu einer Ab- und Entwertung 
der Sorgearbeit beigetragen hat; auch Fraser (2023) thematisiert in ihrer Analyse 
des neoliberalen (Finanzmarkt-)Kapitalismus diese Problematik als gravierende ge-
sellschaftliche Krise. Die nach wie vor mehrheitlich von Frauen unbezahlt geleistete 
Arbeit wird in der feministischen Forschung somit nicht mehr nur ausschließlich 
als notwendige Voraussetzung von Erwerbsarbeit begriffen, sondern hat sich sel-
bst verstärkt zum Gegenstand von Studien entwickelt. Dabei wird vor allem die 
Un sichtbarkeit von Sorgearbeit sowie die grundlegend krisenhafte Organisation 
sozialer Reproduktion aufgezeigt. So wird Frauen zugeschriebene Sorgearbeit in 
beträchtlichem Umfang über transnationale Care-Arrangements zwischen Frauen 
unterschiedlicher sozialer und nationaler Herkunft umverteilt. Die Untersuchung 
solcher Care-Arrangements ist daher auch ein Vehikel, um intersektionalen Perspek-
tiven in der feministischen Forschung mehr Raum zu geben. 
Auch die verberuflichte und professionalisierte Sorge, die weiterhin durch geringe 
monetäre wie soziale Anerkennung, prekäre Arbeitsbedingungen und defizitäre so-
ziale Sicherung charakterisiert ist, stellt ein wichtiges Forschungsfeld dar, in dem 
vor allem ihr Doppelcharakter als Beschäftigungsfeld von Frauen und als Infrastruk-
tur zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zur Realisierung eines 
Zweiverdienermodells thematisiert wird. In Deutschland steht dabei die Kinder-
tagesbetreuung im Zentrum, die im Zuge des Ausbaus der Betreuungsplätze für un-
ter Dreijährige stark ausgeweitet und mit Bildungsbelangen verknüpft wird. Analy-
sen befassen sich aber auch mit dem politisch regulierten Vorrang von ambulanter 
vor stationärer Pflege, der nicht mit einer substanziellen Aufwertung der mehrheit-
lich familiär geleisteten häuslichen Pflege einhergeht.5 So sind in Deutschland zwar 
einzelne Leistungen und Maßnahmen zur Anerkennung und Umverteilung von Sor-
gearbeit eingeführt worden (etwa durch Kindererziehungszeiten in der Rente, das 
Pflegegeld oder Partnermonate im Elterngeld); gerade im Bereich der Pflegeversi-
cherung vollzieht sich die sozialstaatliche Absicherung von privaten Pflegepersonen 
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jedoch nur schleppend und auf wesentlich niedrigerem Leistungsniveau als bei den 
für junge Eltern ergriffenen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Insgesamt war in der Forschung immer auch umstritten, welche geschlechterpoliti-
schen Forderungen aus der Erkenntnis abzuleiten sind, dass Care und die geschlecht-
liche Arbeitsteilung für und durch den Sozialstaat konstitutiv sind (Ciccia/Sains-
bury 2018): Soll Geschlechtergerechtigkeit durch die Integration aller Menschen 
mit Care-Verantwortung in den Arbeitsmarkt mittels Betreuungsinfrastruktur oder 
durch sozialstaatliche Anerkennung der Care-Arbeit mittels Geldleistungen erreicht 
werden? Dieses Dilemma begleitet die feministische Wohlfahrtsstaatsforschung bis 
heute. Eine grundlegende Veränderung der Gender- und Care Regimes ist jedoch 
(noch) nicht in Sicht und die gesellschaftliche Frage nach der Organisation, Vertei-
lung und Bewertung der Sorgearbeit muss immer noch in weiten Teilen privat be-
antwortet werden, auch wenn die Auseinandersetzungen mit Praktiken kollektiven 
Sorgens an Bedeutung gewonnen haben (Knobloch et al. 2022). 
Die Krise der Sorgearbeit wurde auch durch die erst jüngst während der Corona-
pandemie stattfindenden politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
bestätigt (Beier/Çağlar/Graf 2023; Blome/Euchner 2023). So wurde diskutiert, 
welche Rolle Familien bei der Bewältigung der Pandemie und den Lockdowns 
zuteil wurde und welche Maßnahmen zu priorisieren wären. Zwar kam es zu ei-
ner kurzfristig erhöhten Aufmerksamkeit für die gesellschaftliche Bedeutung von 
Gesundheits- und Pflegesystemen, der Bildungs- und Betreuungsinstitutionen und 
anderen sozialen Einrichtungen während der Pandemie. Auch die erhöhten Ausga-
ben des Sozialstaats in den Jahren 2020 und 2021 sind vor allem auf die während 
der Pandemie vorübergehende Zahlung von Kurzarbeitergeld, Kinder- und Pflege-
boni zurückzuführen. Wie bereits nach früheren Krisen festgestellt, zeigt sich je-
doch, dass der Ausbau des Sozialstaats selten Bestand hat (Obinger 2012) und 
Frauen häufiger zu den Verliererinnen des Rückbaus nach Krisen zählen (Klam-
mer 1997). So sind auch im Nachgang der Pandemie und im Zuge der Auswirkun-
gen des Angriffs Russlands auf die Ukraine Konflikte um die Finanzierung von 
Sozialleistungen entbrannt. Für eine Bilanz ist es noch zu früh; es bleibt abzuwar-
ten, wie Kürzungen bestehender Leistungen oder geplanter Vorhaben, wie der 
Kindergrundsicherung, auf geschlechtliche und weitere soziale Ungleichheitsver-
hältnisse wirken werden.  
Insgesamt besinnen sich Wohlfahrtsstaaten in Krisenzeiten auf die national eta-
blierten Pfade und Bewältigungsstrategien und agieren weitgehend gemäß des 
jeweilig vorherrschenden Gender Regime. Dies bestätigte sich auch für die Reor-
ganisation von Berufs- und Sorgearbeit in Paarhaushalten, in der die Aufteilung 
der Sorgearbeit vor der Pandemie auch maßgeblich für die Arbeitsteilung während 
und nach der Pandemie blieb (Zucco/Lott 2021). Die These von der Krise der 
Coronapandemie als gesellschaftliches Brennglas hat sich somit auch für die Sor-
gearbeit bestätigt.
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Geschlechterparadoxien und Neu-Konfigurationen der Analysekategorie 
Geschlecht

Nicht zuletzt hat die feministische Sozialstaatsforschung in den letzten Jahren auch 
ihre eigene Grundlage kritisch befragt: die Analysekategorie Geschlecht und damit 
produzierte Paradoxien. So wird verstärkt in den Blick genommen, wie intersektio-
nale Ungleichheiten in Analysen Berücksichtigung finden können. Denn die indus-
trialisierten Sozialstaaten des Globalen Nordens institutionalisieren durch Rechte 
und Leistungsansprüche und durch funktional ausdifferenzierte Organisationen der 
Umverteilung Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die zu Ein- und Ausschlüssen 
entlang von Geschlecht, Klasse, Race, Behinderung, Sexualität und Nationalität füh-
ren. Darin eingeschrieben sind sozialstaatliche Leitbilder, die gesellschaftliche Vors-
tellungen über Geschlechtlichkeit und intersektionale Ungleichheiten repräsentieren 
und in ihrer normativen Wirkmächtigkeit hierarchisierend und lebenslaufstrukturie-
rend soziale Verhältnisse beeinflussen.
Darüber hinaus steht die Forschung noch in den Anfängen, wie Sozialstaatsana-
lysen konzeptionell angelegt sein könnten, damit sie Arbeitsmarkt-, Sozial- und Fa-
milienpolitiken offen analysieren und den Blick für (prekarisierte und vulnerable) 
Lebensweisen jenseits der binären Zweigeschlechtlichkeit öffnen. Nach wie vor 
knüpfen feministische Analysen und Reformvorschläge in der Regel am Dualismus 
geschlechterhierarchischer Zuschreibungen an: Die Forderungen nach egalitärer be-
ziehungsweise partnerschaftlicher Arbeitsteilung/Elternschaft sind implizit an der 
heterosexuellen Norm ausgerichtet, wenn für Frauen/Mütter der gleichberechtigte 
Zugang zur Erwerbsarbeit und Männer/Väter zur Sorgearbeit als Ideal angenommen 
und politisch ermöglicht werden soll. Insofern gilt es, feministische Analysen für 
Lebenslagen zu erweitern, die sich nicht im Geschlechterdualismus einordnen und 
in denen andere oder weitere Erfordernisse außerhalb von Erwerbs- oder Sorgearbeit 
bestehen. 
In diesem Zusammenhang erscheinen nicht zuletzt die Methoden der Erhebung von 
Sozial- und Leistungsdaten, auf denen empirische Sozialstaatsanalysen beruhen, 
als ambivalent: Auch hier wird Mehrfachbetroffenheit von Diskriminierungen oder 
mangelnde Teilhabe an der Schnittstelle intersektionaler Ungleichheiten vielfach 
übergangen, da die Sozialberichterstattung in der Regel nur entlang einer sozialen 
Kategorisierung Daten erhebt und Geschlechtlichkeit nur in der Dichotomie von 
weiblich und männlich erfasst (Stauffer/O’Brien 2019; Ackerly/True 2018). Die 
Ausrichtung auf die Dokumentation von Gender Gaps kann diese Problematik il-
lustrieren: Betrachtet man gängige Indikatoren wie den Gender Pension Gap (2022: 
39,4%)6, den Gender Care Gap (2023: 44,3%)7 oder auch die Möglichkeiten, poli-
tisch Einfluss zu nehmen (z.B. Anteil weiblicher Mitglieder des Bundestags 2024: 
35,3%)8, so sind eher minimale Fortschritte in der geschlechterpolitischen Gleichstel-
lung erkennbar. Somit können solche Abbildungen von Ungleichbehandlung als 
Instrumentarium zur Durchsetzung von gleichstellungspolitischen Forderungen 
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zwar als hilfreich betrachtet werden. Zugleich verfestigen sie anhand der binären 
Gegenüberstellung von Frauen und Männern und der Ausrichtung auf Geschlecht als 
Masterkategorie aber den sozialpolitischen Status Quo. Viele feministisch-sozials-
taatliche Analysen tragen somit ungewollt zu einer spezifischen Betrachtungsweise 
von vorhandenen Ungleichheiten bei und schreiben paradoxerweise die bestehende 
hierarchisierende Arbeitsteilung und stratifizierte soziale Sicherung in gesellschaft-
liche Strukturen stärker ein. Dies macht eine neue Machtkritik in der feministischen 
Sozialstaatsforschung und eine aktive Auseinandersetzung mit solchen Paradoxien 
erforderlich. Dabei erscheint es möglicherweise weiterführend, eine von Stereo-
typisierungen freie selbstbestimmte Lebensgestaltung als neue Referenzfolie für 
Sozialstaatsanalysen zu denken. Diese Selbstbestimmung bezieht sich dabei nicht 
nur auf die Freiheit von tradierten zweigeschlechtlich-hierarchischen Rollenmustern 
und damit verknüpfter Werte, sondern stellt eine radikalere Individualisierung der 
sozialen Sicherung, der Freiheit von Diskriminierung und der Teilhabe in allen Le-
bensbereichen in den Mittelpunkt theoretischer Überlegungen. Zudem gilt es, über 
die unmittelbare Arbeits(markt)- und Sozialpolitik hinaus eine andere Einbettung 
dieser Politiken vorzunehmen, mit der „das Verhältnis von Produktion und Repro-
duktion, von privater und staatlicher Macht, von menschlicher und nicht-menschli-
cher Natur“ (Fraser 2023, 15) neu gestaltet werden kann. 

Ausblick auf die Beiträge

Anna Karmann greift in ihrem Beitrag einen Strang dieser aktuellen polit-ökono-
mischen Debatten auf. Ausgehend von der Janusköpfigkeit familienpolitischer En-
twicklungen zeigt sie, wie Sozialstaaten im OECD-Raum zunehmend von einem 
„gendered double movement“ gekennzeichnet sind. Die (teils gleichzeitige) En-
twicklung einer (Re-)Kommodifizierung in den Maßnahmen zur Sicherung des Ein-
kommens bei Erwerbslosigkeit als auch der Individualisierung in der Familienpolitik 
hat einen doppelten Effekt: Frauen werden von familiären Verpflichtungen entlastet, 
während die Erwerbstätigkeit von Frauen gleichzeitig kommodifiziert wird. Jedoch 
ist dieser Trend nicht überall gleich stark: Karmann identifiziert in ihrer Cluster-Ana-
lyse sechs verschiedene Typen wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung, wobei sowohl 
Stabilität als auch Verschiebungen deutlich werden. Letztere gehen zumeist in eine 
Richtung, die eine familialisierende und individualisierende Familienpolitik mit ei-
ner de- und (re-)kommodifizierenden Politik der Einkommenssicherung verbindet. 
Damit wird deutlich, dass eine Ausdifferenzierung der Regimeforschung gerade aus 
der Gender-Perspektive vielfältige Gewinne erbringt.
Der Notwendigkeit, den Sozialstaat, seine Programme, Legitimationsmuster und 
Wirkungen intersektional zu untersuchen, geht Katrin Menke nach. Vor dem Hinter-
grund angloamerikanischer Debatten stellt sie theoretisch-konzeptionelle Über-
legungen für eine intersektionale Sozialstaatsforschung vor und diskutiert dies-
bezüglich relevante Prämissen, um geschlechtliche und soziale Ungleichheiten als 
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systematisch eingelassen in sozialstaatliche Politiken, Diskurse sowie Lebenslagen 
untersuchen zu können. Beispielhaft wird die Interdependenz von Geschlechter- 
und Migrationsverhältnissen anhand der Arbeitsmarktteilhabe von Migrantinnen zu 
zwei verschiedenen historischen Zeitpunkten in Deutschland rekonstruiert: ‚Gast-
arbeiterinnen‘ in der deutschen Wirtschaft und geflüchtete muslimisch markierte 
Frauen im SGB II-Bezug. Das Zusammenspiel von Kategorisierungen wird auf den 
unterschiedlichen Ebenen von Policies, diskursiver Öffentlichkeit und subjektiven 
(auch widerständigen) Praktiken analysiert und zeigt enge Wechselwirkungen und 
Widersprüche hinsichtlich der arbeitsmarktpolitischen Ein- und Ausschlüsse der 
eingewanderten Frauen auf.
Im Beitrag von Hélène Croguennec-Le Saout wechselt die Perspektive auf aktuelle 
Pflegepolitiken in Frankreich. Sie analysiert die 2015 reformierte Preisgestaltung 
in Einrichtungen der stationären Pflege hinsichtlich ihrer Auswirkungen für die 
Situation pflegender Angehöriger sowie die professionellen Pflegekräfte – in bei-
den Fällen mehrheitlich Frauen. Sie stellt fest, dass Frauen durch einen verstärkten 
Familialismus „unsichtbar gemacht werden“, weil ein Großteil der Pflegeleistun-
gen unentgeltlich durch die Familie und damit die Frauen vorausgesetzt wird. Das 
reformierte System der Preisgestaltung vergütet zudem den sozial-emotional rele-
vanten Beziehungsaspekt der bezahlten Pflegetätigkeit nicht angemessen. Zuletzt 
zeigt Croguennec-Le Saout, welche Rolle die Pflegeeinrichtungen als politische und 
soziale Ressource für Frauen sowohl als pflegende Angehörige als auch als profes-
sionell Pflegende spielen. Sie stellen einen Ort der Sozialisierung und teilweise der 
Politisierung dar, der Frauen ermächtigen kann, die gesellschaftliche Situation als 
politisch zu diskursivieren und damit Veränderungen zugänglich zu machen.
Mit den vorliegenden Beiträgen wird ein Eindruck gegeben, wie feministische und 
genderorientierte Forschung sozialstaatliche Transformationsprozesse analysiert. 
Gerade der Fokus auf internationale und intersektionale Perspektiven eröffnet die 
Möglichkeit, aktuelle sozialstaatliche Entwicklungen – mit Blick auf die Dynamik 
verschiedener Staaten und auf vielfältige Ungleichheitsverhältnisse – systemati-
sierend einzuordnen. So können die Pluralisierung der Lebenslagen, eine größere 
Diversität von Geschlechter- und Lebensverhältnissen sowie ihre Bedeutung für 
die Absicherung sozialer Risiken ebenso wie politische, strukturelle und kulturelle 
Bedingungen zur Erklärung von Politikwandel oder -persistenz besser in den Blick 
genommen werden.
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Anmerkungen

1 Im Folgenden werden die Begriffe Sozialstaat und Wohlfahrtsstaat synonym verwendet.
2 In der feministischen Sozialstaatsforschung wird bisher vorrangig mit den binären Geschlechterka-

tegorien Frau und Mann gearbeitet, weil sie institutionell verfasst sind (zum Beispiel Witwenrente 
oder Mutterschutz) und um auf die durch Sozialpolitik geprägten Lebenslagen von weiblich gelesenen 
Menschen aufmerksam zu machen. Aus diesem Grund verwenden wir ebenfalls die binäre Kategorie 
Frau, wenn wir auf die Befunde der feministischen Wohlfahrtsstaatsforschung oder sozialpolitische 
Entwicklungen verweisen, ohne andere geschlechtlich marginalisierte Personen, die von geschlech-
terbezogenen Ungleichheiten betroffen waren und sind, ausschließen zu wollen. Auf die diesbezügliche 
grundlegende Ambivalenz gehen wir im Abschnitt zur Analysekategorie Geschlecht ein.

3 Das sogenannte Normalarbeitsverhältnis gilt als eine Leitgröße der deutschen Arbeitsmarktpolitik. Es 
bezeichnet eine unbefristete, sozial abgesicherte und tariflich entlohnte Vollzeittätigkeit (Mückenber-
ger 1985), die als Normalität primär für erwerbstätige Männer Geltung hatte.

4 Der Sozialinvestitionsstaat impliziert eine im Gegensatz zur kompensatorischen Sozialpolitik voraus-
schauende, befähigende und aktivierende Sozialpolitik, die mit einer gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Gewinnerwartung verbunden ist. Der Sozialstaat soll sich nicht auf die materielle Versorgung bei 
Eintritt von Risiken wie Krankheit, Alter oder Arbeitslosigkeit beschränken. Im Vordergrund soll viel-
mehr die Bekämpfung von Armut, die Verringerung von Ungleichheit, die Verbesserung der Integration 
und Teilhabe sowie des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Befähigung, Chancenorientierung 
sowie Aktivierung der Individuen entlang ihres Lebenslaufs stehen (Leßmann/Laruffa 2020).

5 Hierbei stehen Untersuchungen zu neuen sozialpolitischen Ansätzen partnerschaftlicher und quee-
rer Arbeitsteilungsmuster in Privathaushalten weitgehend aus (aber: Dobrotić/Blum 2020; Wong et 
al. 2020), während alternative Arbeitszeit- oder Bewertungsmodelle gerade für die Engeltfrage bereits 
länger diskutiert werden (Wiede/Wolf/Fattmann 2023).

6 Der Gender Pension Gap beschreibt den relativen Unterschied der Alterssicherungseinkommen (staat-
lich und privat, ohne Hinterbliebenenrenten) von Männern und Frauen ab 65 Jahren. Die durchschnitt-
lichen Alterseinkünfte von Frauen sind 39,4% niedriger als die von Männern (https://www.destatis.de/
DE/Themen/Querschnitt/Gleichstellungsindikatoren/gender-pension-gap-f33.html, 2.10.2024).

7 Der Gender Care Gap beschreibt den unterschiedlichen Zeitaufwand, den Frauen und Männer für un-
bezahlte Sorgearbeit aufbringen. Frauen verwenden durchschnittlich täglich 44,3 Prozent mehr Zeit 
für unbezahlte Sorgearbeit als Männer (79 Minuten/Tag) (https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleich-
stellung/gender-care-gap, 2.10.2024). 

8 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_10_p002.html, 
2.10.2024.
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